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artige Maßnahmen der Duldungserteilung entgegen, ohne dass insoweit ein 

Ermessenspielraum bestünde. Zur Auslegung und näheren Bestimmung die

ses Ausschlusstatbestands kann auf die Gesetzesbegründung zum „Integra

tionsgesetz" (G.v. 31.7.2016, BGBI. 2016 11639; zur Begründung siehe Ent

wurf gern. BT-Drs. 18/8615 v. 31.5.2016 i.d.F.d. Änderungsantrags von 

CDU/CSU und SPD gemäß Ausschuss-Drs. 18(11)696 v. 5.7.2016) zurück

gegriffen werden. Danach soll in den Fällen, in denen die Abschiebung, Zu

rückschiebung oder Überstellung absehbar ist, der Durchsetzung der Ausrei

sepflicht gegenüber der Erteilung einer Ausbildungsduldung grundsätzlich 

Vorrang eingeräumt werden. Eine Duldung zum Zweck der Berufsausbildung 

darf in diesen Fällen nicht erteilt werden, da durch die Duldungserteilung sich 

ein Vollzugshindernis für Abschiebungen auch dann ergeben kann, wenn 

Abschiebungen bereits konkret vorbereitet werden. Die Ausländerbehörde 

könnte aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht durchführen, sobald eine 

Ausländerin oder ein Ausländer einen die rechtlichen Bedingungen erfüllen

den Berufsausbildungsvertrag vorlegt und die Berufsausbildung aufnimmt. 

Eine konkrete Vorbereitung der Abschiebung im Sinne des § 60a Abs. 2 

Satz 4 AufenthG soll dabei bereits dann vorliegen, wenn Pass(ersatz)papiere 

beantragt worden sind, die Abschiebungen terminiert sind oder ein Verfahren 

zur Dublin-Überstellung läuft (vgl. BT-Drs. 18/8615 v. 31.5.2016 i.d.F.d. Än

derungsantrags von CDU/CSU und SPD gemäß Ausschuss-Drs. 18(11 )696 

v. 5.7.2016, dort S. 3). Nach dem eindeutigen gesetzgeberischen Willen ist

daher die Erteilung einer Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ge

setzlich ausgeschlossen, wenn Vorbereitungsmaßnahmen zur Abschiebung, 

wie etwa die Passbeschaffung, eingeleitet worden sind. Für eine solch ein

schränkende Auslegung spricht im Übrigen auch der Umstand, dass kein An

reiz zur Beschaffung von Heimreisedokumenten geschaffen wird, wenn sich 

geduldete Ausländer weiterhin zu wirtschaftlich gesicherten Bedingungen im 

Bundesgebiet aufhalten können. Denn vollziehbar ausreisepflichtige Perso

nen könnten durch das Zurückhalten von Passdokumenten bis zur Stellung 

des Ausbildungsantrags in den Besitz einer Ausbildungsduldung nach § 60a 

Abs. 2 Satz 4 AufenthG gelangen, während diejenigen Ausländer, die ihrer 

Passpflicht nachkommen, an der Regelung des § 60a Abs. 2 Satz 4 

AufenthG nicht partizipieren dürften. 










